
SZEMEREY / KOMMISSION

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
FRANCESCO CAPOTORTI

VOM 13. SEPTEMBER 1979 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Der Gerichtshof ist erneut zu einer

Entscheidung über eine Rechtssache auf­
gerufen, bei der es um die Zulassungsbe­
dingungen zu einem allgemeinen Aus­
wahlverfahren aufgrund von Prüfungen
geht. Der Kläger, Herr Szemerey, ein
Beamter der Kommission britischer

Staatsangehörigkeit, hatte seine Zulas­
sung zu dem im September 1977 veröf­
fentlichten Auswahlverfahren КОМ/­

А/154 zur Bildung einer Einstellungsre­
serve von Verwaltungsräten der Lauf­
bahn A 7 und A 6 (ABl. C 213 vom 7. 9.
1977) beantragt; er wurde jedoch nicht
zu den schriftlichen Prüfungen zugelas­
sen, da der Prüfungsausschuß seine Di­
plome („qualifications") nicht für ausrei­
chend erachtete, also der Meinung war,
sie entsprächen nicht den gestellten An­
forderungen. Der abgelehnte Bewerber
legte gegen diese Entscheidung eine Be­
schwerde nach Artikel 90 des Beamten­

statuts ein; mit Schreiben vom 17. April
1978 wies die Kommission die Be­

schwerde zurück und betonte, die ange­
griffene Entscheidung stehe mit den
Vorschriften des Statuts völlig in Ein­
klang.

Angesichts der ablehnenden Haltung des
Organs hat der Betroffene mit am 24.
August 1978 bei der Kanzlei eingereich­
tem Schriftsatz Klage erhoben und vor­
getragen, die Stellenausschreibung habe
gegen Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2
und gegen Artikel 27 des Statuts versto­
ßen; die Nichtzulassung, die schon we­
gen unzureichender Begründung rechts-

fehlerhaft gewesen sei, habe außerdem
gegen eine Bestimmung der Stellenaus­
schreibung verstoßen. Herr Szemerey hat
folglich beantragt, die Stellenausschrei­
bung nach Maßgabe der erwähnten Be­
stimmungen aufzuheben, hilfsweise, die
Entscheidung über seine Nichtzulassung
zu den schriftlichen Prüfungen und so­
mit das Auswahlverfahren als Ganzes

aufzuheben. Im übrigen hat der Kläger
beantragt, der Gerichtshof möge für
Recht erkennen, daß er die Vorausset­
zungen erfülle, die erforderlich und aus­
reichend seien, um zu dem Auswahlver­
fahren zugelassen zu werden.

2. Ich werde zunächst die Punkte un­

tersuchen, aus denen die Rechtswidrig­
keit der Stellenausschreibung folgen soll.
Der Kläger rügt, daß in der Stellenaus­
schreibung sowohl der Nachweis eines
Hochschulabschlusses als auch der einer

mindestens einjährigen Berufserfahrung
im Zusammenhang mit dem von dem Be­
werber gewählten Sachgebiet gefordert
würden. Diese beiden Voraussetzungen
zugleich zu fordern verstoße gegen Arti­
kel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Statuts,
wonach die „Hochschulausbildung" und
eine „gleichwertige Berufserfahrung" al­
ternative Voraussetzungen für den Zu­
gang zur Laufbahngruppe A seien.

Nach Ansicht des Klägers wird dies
durch Artikel 29 Absatz 2 des Statuts be­

stätigt, der für die höchsten Dienstpo­
sten, nämlich für die Besoldungsgruppen
A 1 und A 2, die Einstellung von Beam­
ten ohne Durchführung eines Auswahl­
verfahrens und somit ohne Rücksicht

darauf zulasse, ob die einzustellenden

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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Bewerber die Voraussetzungen für die
Auswahlverfahren erfüllten oder nicht.

Wenn folglich das Statut zulasse, daß
diejenigen Dienstposten, die die größte
Verantwortung mit sich brächten, mit
Bewerbern besetzt würden, die über kei­
nen Hochschulabschluß verfügten, so
müsse die Berufserfahrung erst recht für
Dienstposten ausreichen, die aufgrund
von Auswahlverfahren besetzt würden;
dies ergebe sich aus Artikel 5 Absatz 1
Unterabsatz 2 des Status.

Meiner Meinung nach ist dies Rüge
nicht begründet. In einem entsprechen­
den Fall (Schlußanträge in der Rechts­
sache 117/78, Orlandi/Kommission)
konnte ich bereits vortragen, daß eine
Stellenausschreibung grundsätzlich als
rechtmäßig anzusehen ist, die — wie die
vorliegende — die Teilnahme an den
Prüfungen des Auswahlverfahrens an
weitergehende Zulassungsbedingungen
knüpft, als sie das Beamtenstatut im all­
gemeinen vorsieht. Dafür gibt es zwei
Gründe. Erstens scheint mir von Bedeu­

tung zu sein, daß sich Artikel 5 nicht un­
mittelbar auf die Voraussetzungen für
die Zulassung zu den Auswahlverfahren
bezieht, sondern nur auf die Einstufung
der Dienstspoten in vier Laufbahngrup­
pen und auf die Kriterien, auf denen
diese Einstufung beruht. Es erscheint mir
folglich gewagt, aus dem Wortlaut des
Absatzes 1 Unterabsatz 2 der fraglichen
Bestimmung und insbesondere daraus,
daß in ihr die beiden Voraussetzungen
durch die disjunktive Konjunktion
„oder" verbunden sind, starre Folgerun­
gen im Zusammenhang mit der Einstel­
lung von Bediensteten ziehen zu wollen,
einem Sachgebiet, das an anderer Stelle,
nämlich in Artikel 27 ff. des Statuts gere­
gelt ist. Im übrigen darf nicht übersehen
werden, daß der Grundsatz, von dem
sich die Verwaltung bei der Auswahl ih­
rer Bediensteten leiten lassen muß, das
dienstliche Interesse ist: Um dieses ord-

nungsgemäß sicherzustellen, darf ein Or­
gan bei der Ausschreibung eines Aus­
wahlverfahrens weitergehende Zulas­
sungsvoraussetzungen als die im Statut
genannten Mindestvoraussetzungen auf­
stellen. Im vorliegenden Fall hat sich die
Kommission bei der Vorbereitung der
Stellenausschreibung gerade hieran ge­
halten; auch der Prüfungsausschuß ist
bei der Auslegung und Anwendung der
Stellenausschreibung zu Recht im glei­
chen Sinne vorgegangen.
Meines Erachtens ändert auch die Be­

zugnahme auf Artikel 29 des Statuts
nichts an der Problemstellung. Diese Be­
simmung sieht nur vor, daß die Verwal­
tung zur Besetzung von Dienstposten der
höchsten Besoldungsgruppen sowie in
Ausnahmefällen von Dienstposten, die
„besondere Fachkenntnisse" erfordern,
ein anderes als das Auswahlverfahren an­

wenden kann. Aber eine derart be­

schränkte Möglichkeit, wie man sie auch
in den Rechtsordnungen der Mitglied­
staaten antrifft, hat nichts mit dem Min­
deststandard der Kenntnisse und Erfah­

rungen zu tun, der für die Teilnahme an
den Auswahlverfahren gefordert wird,
um in der üblichen Form die weit über­

wiegende Mehrzahl der verfügbaren
Dienstposten zu besetzen.

3. Eine andere Rüge geht von Artikel
27 des Statuts aus. Nach Absatz 1 dieser

Bestimmung ist bei der Einstellung der
Bediensteten anzustreben, „dem Organ
die Mitarbeit von Beamten zu sichern,
die in bezug auf Befähigung, Leistung
und Integrität höchsten Ansprüchen ge­
nügen; sie sind unter den Staatsangehöri­
gen der Mitgliedstaaten der Gemein­
schaften auf möglichst breiter geographi­
scher Grundlage auszuwählen".

Nach Ansicht des Klägers hat die Kom­
mission dadurch, daß sie für die Zulas­
sung zum fraglichen Auswahlverfahren
neben einer besonderen Berufserfahrung
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auch den Nachweis eines Hochschulab­

schlusses verlangte, zwangsläufig darauf
verzichtet, sich der Mitarbeit von erst­
klassigen Bediensteten mit umfassender
Berufserfahrung zu versichern, die aka­
demischen Kenntnissen zumindest

gleichwertig sei; sie habe somit gegen die
wesentlichen Einstellungsgrundsätze des
Artikels 27 verstoßen.

Dem kann nicht gefolgt werden. Es ist
zwar einzuräumen, daß in bestimmten
Fällen Bewerber, die kein Hochschul­
zeugnis besitzen, jedoch über eine gute
Berufserfahrung verfügen, tüchtiger sein
können als Mitbewerber, die beide Be­
dingungen erfüllen; dies ändert jedoch
nichts daran, daß im Normalfall ein hö­
herer Kenntnisgrad gewährleistet ist,
wenn beide Voraussetzungen erfüllt sind,
und daß die Organe bei der Vorberei­
tung der Stellenausschreibungen den
Normalfall und nicht mögliche Ausnah­
men zu berücksichtigen haben. Ich bin
folglich nicht der Ansicht, daß die Stel­
lenausschreibung Artikel 27 des Statuts
dadurch widerspricht, daß sie sowohl ein
Hochschulzeugnis als auch Berufserfah­
rung erfodert.

Der Kläger beruft sich auch unter einem
anderen Gesichtspunkt auf Artikel 27. Er
bringt vor, im Vereinigten Königreich
setze der Zugang zu bestimmten Berufen
im wesentlichen durch Erfahrung erwor­
bene Kenntnisse voraus, was sich darin
zeige, daß beim Zugang zu gewissen Be­
rufsständen eine Berufserfahrung von ge­
wisser Dauer, nicht aber der Nachweis
eines bestimmten Hochschulabschlusses

verlangt werde. Daß demgegenüber für
die Zulassung zu manchen Auswahlver­
fahren für Tätigkeiten bei den Gemein­
schaften neben der Berufserfahrung ein
Hochschulzeugnis verlangt werde, führe
zu einer Benachteiligung von Bewerbern
aus dem Vereinigten Königreich. Auch
dies widerspreche Artikel 27 des Statuts,
wonach die Auswahl bei der Einstellung

„unter den Staatsangehörigen der Mit­
gliedstaaten auf möglichst breiter geo­
graphischer Grundlage" zu erfolgen
habe, sowie, bei einer umfassenderen Be­
trachtungsweise, dem Gleichheitsgrund­
satz selbst, da dies bei der Einstellung zu
einer Diskriminierung britischer Staats­
bürger durch die Organe führe.

Auch dieses Vorbringen erscheint mir
nicht überzeugend. Die Aufstellung be­
stimmter Voraussetzungen für die Zulas­
sung der Bewerber zu den Prüfungen
eines Auswahlverfahrens ist der typische
Fall einer Ermessenssentscheidung der
Verwaltung. Inwieweit dies den Anforde­
rungen in einem bestimmten Mitglied­
staat entspricht, scheint mir nicht von
Bedeutung zu sein.
Dem Gemeinschaftsrichter ist es ver­

wehrt, Merkmale der beruflichen Orga­
nisation in den Mitgliedstaaten als Beur­
teilungsmaßstab heranzuziehen, wie es
auch nicht seine Aufgabe ist, das von den
Organen angewandte Verfahren zur Ein­
stellung von Bediensteten unter dem Ge­
sichtspunkt der Zweckmäßigkeit zu
überprüfen.

Weiter kann man im vorliegenden Fall
nicht ernsthaft von einer Verletzung des
Gleichheitsgrundsatzes sprechen. Ent­
scheidend ist dabei, daß die Vorausset­
zungen für die Zulassung zu den Aus­
wahlverfahren für die Angehörigen aller
Mitgliedstaaten gleich sind, und daß die­
ses Gleichgewicht nicht durch den Ver­
such gestört wird, die einem oder mehre­
ren Mitgliedstaaten eigene Regelung des
Zugangs zu den Berufen und zum öffent­
lichen Dienst nachzuahmen.

4. Ich komme jetzt zu den Rügen, die
unmittelbar die Entscheidung des Prü­
fungsausschusses betreffen, den Kläger
nicht zu der Teilnahme an den Prüfun­

gen des Auswahlverfahrens zuzulassen.
Herr Szemerey ist der Ansicht, daß diese
Entscheidung nicht hinreichend begrün-
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det sei und folglich gegen Artikel 25 Ab­
satz 2 des Statuts verstoße; danach muß
jede einen Beamten beschwerende Verfü­
gung mit Gründen versehen sein.

Die Entscheidung über die Nichtzulas­
sung zu den Prüfungen des Auswahlver­
fahrens ist dem Betroffenen durch ein

Formschreiben bekanntgegeben worden,
das in einer Liste vier Gründe aufführte;
das Kästchen neben dem Grund unter

Nummer 2 („your qualifications were
not considered adequate"; auf deutsch:
Ihre Diplome oder sonstigen Befähi­
gungsnachweise wurden nicht als den
Anforderungen entsprechend erachtet)
war angekreuzt. Diese Begründung war
nach Ansicht des Klägers zu allgemein,
um erkennen zu lassen, ob die Feststel­
lung, die Titel und Befähigungsnach­
weise entsprächen nicht den Anforderun­
gen der Stellenausschreibung, darauf be­
ruhte, daß der Kläger kein Hochschul­
zeugnis besaß; dies beschneide das recht­
liche Gehör des Betroffenen sowohl vor

der Verwaltung wie vor Gericht.

Die grundsätzliche Auffassung des Ge­
richtshofes zu dieser Frage, wie sie zu­
letzt in den Urteilen vom 30. November

1978 (verbundene Rechtssachen 4, 19
und 28/78, Salerno, Authié und Massan­
gioli) und vom 5. April 1979 Kobor/­
Kommission, (112/78) zum Ausdruck
gekommen ist, geht dahin, daß dann,
wenn sich eine Zulassungsvoraussetzung
in Wirklichkeit aus mehreren Bestandtei­

len zusammensetzt, eine Entscheidung
über die Nichtzulassung zu den Prüfun­
gen, die auf die Voraussetzung als Gan­
zes Bezug nimmt, nicht hinreichend
deutlich macht, welcher Bestandteil im
speziellen Fall nicht als gegeben betrach­
tet wurde (vgl. Randnummer 15 der Ur­
teilsbegründung in der Sache Kobor).
Hieraus folgt im Umkehrschluß, daß
eine Entscheidung über die Nichtzulas­
sung, die lediglich aus einer Verweisung
auf die Zulassungsvoraussetzung selbst

besteht und keine weiteren Erklärungen
enthält, dann als ausreichend begründet
und folglich als Artikel 25 Absatz 2 des
Statuts gemäß anzusehen ist, wenn die
Voraussetzung aus einem einzigen, fest­
stehenden Bestandteil besteht. In einem

solchen Fall kann der Betroffene eindeu­

tig erkennen, worin der Prüfungsaus­
schuß einen Mangel gesehen hat; folg­
lich hat er die Möglichkeit, gegebenen­
falls angemessene rechtliche Schritte ein­
zuleiten.

So verhält es sich im vorliegenden Fall.
Es ist unstreitig, daß der Kläger kein
Hochschulzeugnis besitzt; dies ergibt
sich außer aus dem Lebenslauf des Be­

werbers schon aus dem Antrag auf Zu­
lassung zum Auswahlverfahren, der un­
ter Nummer 12 („Diplomas or degrees
obtained and class of degree") bezeich­
nenderweise keine Angabe enthält (vgl.
Anlage 4 zur Klageschrift).

Ebenso ist unbestreitbar, daß die Stellen­
ausschreibung unter der Rubrik certifi­
cates, diplomas, etc." ein Hochschul­
zeugnis („University education with de­
gree or diploma") im Zusammenhang mit
dem gewählten Sachgebiet (im vorliegen­
den Fall: der Information) voraussetzte.
Berufserfahrung („practical experience")
wurde in einem eigenen Absatz gefor­
dert. In dem Formschreiben, mit dem
dem Bewerber seine Nichtzulassung zu
den Prüfungen bekanntgegeben wurde,
war die Berufserfahrung ebenfalls unter
einer anderen Nummer neben einem

Kästchen aufgeführt als die Diplome und
Befähigungsnachweise („qualifications").
Zweifel über den in dem Formschreiben

angekreuzten Satz waren folglich im vor­
liegenden Fall auszuschließen: Der vom
Prüfungsausschuß festgestellte Mangel
konnte nur in dem Fehlen eines Hoch­

schulzeugnisses (sowie jeglichen sonsti­
gen Befähigungsnachweises) bestehen,
der ersten der beiden besonderen Vor­

aussetzungen für die Zulassung zu den
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Prüfungen und zudem der einzigen, die
unter den Begriff „qualifications" fallen
konnte. Zweifel hätten aufkommen kön­

nen, wenn der Bewerber ein Hochschul­
zeugnis besessen hätte, dieses jedoch
nicht als im Zusammenhang mit dem ge­
wählten Sachgebiete stehend anerkannt
worden wäre oder — auch unter Berück­

sichtigung der besonderen Unterrichts­
struktur im Vereinigten Königreich —
nicht als „degree" oder „diploma" hätte
angesehen werden können. Der vorlie­
gende Fall jedoch wies diese Besonder­
heiten nicht auf: das unstreitige Fehlen
jeglichen Hochschulzeugnisses schloß je­
des Mißverständnis aus.

Aus diesen Gründen bin ich der Auffas­

sung, daß die Entscheidung über die
Nichtzulassung zu den Prüfungen des
Auswahlverfahrens klar und hinreichend

begründet war und somit Artikel 25 des
Statuts entsprach. Auch diese Rüge ist
folglich unbegründet.

5. Seine letzte Rüge begründet der
Kläger damit, der Prüfungsausschuß
habe bei der Beurteilung seiner Befähi­
gungsnachweise nicht der Unterrichts­
struktur in seinem Heimatland, dem
Vereinigten Königreich, Rechnung ge­
tragen.

Nach Punkt III В 2 (Bedingungen für
die Zulassung zum Auswahlverfahren,
Besondere Voraussetzungen, Diplome
oder sonstige Befähigungsnachweise und
Berufserfahrung) der Stellenausschrei­
bung wird „der Prüfungsausschuß .. .
bei der Bewertung des Diploms den in
den Mitgliedstaaten bestehenden unter­
schiedlichen Strukturen Rechnung tra-

gen". Dennoch scheint mir, daß sich der
Prüfungsausschuß im vorliegenden Fall
nicht der ihm vorgeworfenen Unterlas­
sung schuldig gemacht hat. Die Ver­
pflichtung, den besonderen Unterrichts­
strukturen der Mitgliedstaaten Rechnung
zu tragen, setzt, sieht man sie im Zusam­
menhang mit dem Erfordernis „Univer­
sity education", eindeutig ein Hoch­
schulzeugnis voraus, bei dem allenfalls
zu prüfen ist, ob es einem „diploma"
oder „degree" gleichwertig ist.

Wie wir gesehen haben, ist der vorlie­
gende Fall besonders dadurch gekenn­
zeichnet, daß der Kläger weder ein
Hochschulzeugnis noch einen Befähi­
gungsnachweis besitzt, der als einem
Hochschulzeugnis gleichwertig angese­
hen werden könnte. In dem vom Kläger
eingereichten Lebenslauf ist zu lesen,
daß er im Jahre 1959 das Jurastudium an
der Universität London (Holborn Col­
lege) begonnen, dies jedoch aufgegeben
hat, um Journalist zu werden. Dann wird
die Teilnahme an Abendkursen (in Ste­
nographie, Maschinenschreiben, Philoso­
phie, Volkswirtschaft, Öffentlichkeitsar­
beit, Verkehrswirtschaft) und an einem
von der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften in Zusammenarbeit mit

der Universität Löwen durchgeführten
Fortbildungskurs angeführt. All das läßt
nicht erkennen, auf welcher Grundlage
und unter welchen Gesichtspunkten der
Prüfungsausschuß bei der Beurteilung
der Befähigungsnachweise des Klägers
den Unterrichtsstrukturen im Vereinigten
Königreich hätte Rechnung tragen sol­
len.

6. Aus allen diesen Gründen bin ich der Ansicht, daß die Klage abzuweisen
ist; weder die Stellenausschreibung KOM/A/154 noch die Entscheidung des
Prüfungsausschusses über die Nichtzulassung des Herrn Szemerey leidet an
den Rechtsmängeln, die der Kläger anführt. Angesichts der Art des Rechts­
streits hat jede Partei ihre eigenen Kosten zu tragen.
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